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GESUNDHEITSPOLITIK

Geben Sie Hindlungsfreiheit im Gesundheitswesen, 
Herr Minister Seehofer!

Gesundheitsökononen* nehmen Stellung zur 3. Stufe der Gesundheitsreform

1. Mit den vorliegenden Entwürfen zweier Gsetze zur „Neuord­
nung von Selbstverwaltung und Eigenveratwortung in der ge­
setzlichen Krankenversicherung“ (1. und 2.GKV-Neuordnungs- 
gesetz -  NOG) haben die Koalltionsfrakonen unter Feder­
führung von Minister Seehofer eine grundigende Neuordnung 
des Gesundheitswesens angekündigt: Erlärtes Ziel ist, die 
Eigenverantwortung der Versicherten zu tärken, die Gestal­
tungsmöglichkeiten der Selbstverwaltung u erhöhen und die 
Finanzverantwortung der Krankenkassen z stärken. Das klingt 
nach durchgreifender Strukturreform und wckt die Hoffnung auf 
eine konsequente wettbewerbliche Ausostaltung der GKV, 
nachdem das Gesundheits-Strukturgesetz GSG) von 1992 be­
reits die Welchen für einen das Solidarprirrip wahrenden Kas­
senwettbewerb gestellt hat.

2. Tatsächlich enthält der Regierungsentwu trotz der Beschrän­
kungen auf nicht zustimmungsbedürftigeReformschritte eine 
Reihe von Maßnahmen, durch die die Verlcherten mehr Kon- 
trollmögllchkeiten (Informationen über die iehandlungskosten), 
mehr Wahlmöglichkeiten und Sparsamkesanreize (wahlweise 
Kostenerstattung, Direktbeteiligung gegenBeltragsermäßigung, 
außerordentliches Kündigungsrecht bei Beltragssatzerhöh­
ungen) erhalten.

Die Möglichkeiten der Krankenkassen, ihre Versicherten außer­
halb des medizinisch Notwendigen variabl Leistungsangebote 
machen zu können (Gestaltungsleistunger, werden ausgewei­
tet. In Modellversuchen können auch neu Vertragsformen mit 
den Leistungserbringern erprobt werden. A das sind Schritte In 
die richtige Richtung, die anerkennenswertsind.

3. In hohem Maße bedenklich und abzuleinen sind jedoch die 
unnötigen Dirigismen und Handlungsbesciränkungen, mit de­
nen diese Wettbewerbselemente wieder lusgehebelt und der 
gerade erst einsetzende Wettbewerb untei den Kassen verzerrt 
zu werden drohen. So können Modellvoihaben Inhaltlich und 
zeitlich nur begrenzt und in der Regel nur mit Zustimmung der 
Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) durchgeführt werden. 
Dies ist geeignet, den Innovationsspielraum der Kassen zu be­
grenzen, die bestehenden Angebotsstrukturen zu verfestigen 
und damit die Monopolstellung der KVen als Vertragspartner zu 
stärken, statt aufzubrechen.

Bedenklich ist auch, daß wiederum dirigistische Eingriffe ausge­
weitet werden. Die Beitragssätze sind bis Ende 1996 festge­
schrieben und müssen zum 1.1 .1997 um 0,4 Prozentpunkte ge­
senkt werden. Nach dem 1. NOG sollen danach Beltragssatz­
erhöhungen nur bei gleichzeitiger Anhebung der Zuzahlungen 
möglich sein -  und dies auch nur dann, wenn zuvor auf Sat­
zungsleistungen verzichtet wurde. Ökonomisch Ist die Koppe­
lung von Beltragssatzerhöhung, Zuzahlungen und Gestaltungs­
leistungen nicht zu begründen.
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Trotz richtiger Ansätze bleiben letztlich denen die Hände gebun­
den, die im Wettbewerb Neues erproben und wagen wollen. Die 
Krankenkassen und innovationsbereiten Leistungserbringer wer­
den mit dirigistischen Fesseln in den Wettbewerb entlassen. Es 
besteht die Gefahr, daß die zu erwartenden Mißerfolge dem 
Wettbewerb und nicht den Fesseln der rechtlichen Wettbewerbs­
beschränkungen zur Last gelegt werden.

4. Mindestbedingungen für die 3. Stufe der Gesundheitsreform 
sind Erprobungsregelungen mit freier Vertragsgestaltung außer­
halb der bestehenden Regulierungsstrukturen (selektives Kontra­
hieren) für alle Leistungsbereiche -  die ambulante und stationäre 
Versorgung ebenso wie Kuren und Rehabilitation oder die Ver­
sorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln. Unerläßlich Ist auch 
eine Abkoppelung der Arbeitgeberbeiträge. In einer Wettbe­
werbsordnung, die diesen Namen verdient, kann es nicht Auf­
gabe des Gesetzgebers sein, den Beitragssatz einer Krankenver­
sicherung festzulegen. In einem Wachstumsmarkt „Gesundheit“ 
müssen die Kassen auch mit umfangreicheren Leistungen um 
Versicherte werben dürfen, die dafür zur Zahlung höherer Bei­
träge bereit sind. Die Abkoppelung der Arbeitgeberbeiträge ge­
hört konsequent zur Freiheit der Versicherten, unterschiedlich 
umfangreiche Leistungsbündel zu wählen, und unterbindet ne­
gative Rückwirkungen auf den Arbeitsmarkt.

5. Oberstes Reformziel der Gesundheitspolitik müßte es sein, ein 
solidarisch gestaltetes Gesundheitswesen rational zu steuern, 
Elnsparpotentlale zu erschließen, negative Wachstums- und Be­
schäftigungseffekte zu vermeiden und nicht zuletzt die Präfe­
renzen der Versicherten bestmöglich zur Geltung zu bringen. 
Eine staatlich-administrative Lenkung eines so komplexen und 
bedeutenden Wirtschaftssektors wie das Gesundheitswesen ist 
dazu prinzipiell nicht In der Lage und muß letztlich scheitern. Es 
ist deshalb ein Gebot der politischen Vernunft, konsequent auf 
die wettbewerbliche Reformoption zu setzen. Nur sie bietet eine 
reelle Chance, auf Dauer eine bedarfsgerechtere, effektivere und 
effizientere, letztlich aber kostengünstigere und hochwertigere 
Versorgung der Bevölkerung im Krankheitsfall unter Wahrung so­
zialstaatlicher Prinzipien zu gewährleisten. Dazu muß sich der 
Sozialgesetzgeber -  statt ständig ln das Gesundheitswesen zu 
intervenieren -  auf seine ordnungspolitischen Aufgaben be­
schränken und allen Beteiligten mehr Gestaltungsmöglichkeiten 
im Rahmen einer von ihm ethisch, sozial und wirtschaftlich adä­
quat zu gestaltenden Wettbewerbsordnung geben.

Verzichten Sie deshalb auf den dirigistischen Steuerungsan­
spruch des Staates, stellen Sie alle wettbewerbswidrigen Struk­
turen In Frage und geben Sie den Akteuren endlich mehr Hand­
lungsfreiheit zur effektiveren und effizienteren Gestaltung der 
medizinisch notwendigen Leistungen im Gesundheitswesen, 
Herr Minister Seehofer!
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' Bei den unterzeichnenden Ökonomen handelt es sich um die Mehrzahl der Mitglieder des gesundheitsökonomischen
Ausschusses des Vereins für Socialpolitlk.
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